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Allgemeine Mandatsbedingungen der  

Rechtsanwaltskanzlei Dr. jur. Thomas Schwenke 

Die folgenden Allgemeinen Mandatsbedingungen (nachfolgend „Mandatsbedingungen“) sollen 

die Grundlage für eine vertrauensvolle und effektive Zusammenarbeit zwischen der Rechtsan-

waltskanzlei Dr. Schwenke (nachfolgend „Kanzlei“) und deren Mandanten schaffen. Sie bein-

halten sowohl Vorabregelungen bestimmter Aspekte als auch klärende Hinweise zum Man-

datsverhältnis. 

Die Beratungsleistungen der Kanzlei richten sich an Mandanten die Unternehmer oder öf-

fentlich-rechtliche Personen sind und nicht an Verbraucher (die Begrifflichkeiten werden im 

Teil 1 - § 2(f) dieser AGB definiert). Die Kanzlei behält sich die Prüfung der Unternehmereigen-

schaft im geeigneten und zumutbaren Rahmen vor. 

Die Kanzlei wird die ihr anvertraute Vertretung gemäß dem Gesetz zu führen und die Rechte 

und Interessen des Mandanten gegenüber jedermann mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit 

vertreten. Dabei wird sie anwaltliche Geheimhaltungspflichten gem. Teil 7 - § 1 dieser Man-

datsbedingungen beachten und für ihre Leistungen entsprechend den Haftungsregeln im Teil 7 

- § 2(b) einstehen. 

TEIL 1 - GELTUNGSBEREICH UND BEGRIFFLICHKEITEN 2 

TEIL 2 - ZUSTANDEKOMMEN UND UMFANG DES MANDATES 3 

TEIL 3 - GRUNDSÄTZE DER ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN KANZLEI UND MANDANT 5 

TEIL 4 - VERGÜTUNG UND ABRECHNUNG 9 

TEIL 5 - BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DIE ERSTELLUNG UND ABNAHME VON 
VERTRAGSUNTERLAGEN 14 

TEIL 6 - BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR REFERENTENLEISTUNGEN 15 

TEIL 7 - VERTRAULICHKEIT, GEWÄHRLEISTUNG, AKTUALISIERUNGEN, HAFTUNG, VERJÄHRUNG, UND 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 18 

 

 

Stand: 25.11.2021 



Seite 2 von 20 

 

TEIL 1 - GELTUNGSBEREICH UND BEGRIFFLICHKEITEN 

§ 1 Geltungsbereich 

(a) Die Mandatsbedingungen sind Bestandteil des Mandatsvertrages und gel-

ten für die gesamte durch das Mandatsverhältnis erfasste Geschäftsbezie-

hung, als auch für Folgeaufträge. 

(b) Es gelten die Mandatsbedingungen in der, im Zeitpunkt der Mandatsertei-

lung gültigen Fassung. 

(c) Abweichende allgemeine Geschäftsbedingungen der Mandanten gelten 

nur, sofern die Kanzlei ihnen ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Eine 

nicht erfolgte Zurückweisung gegenläufiger und mitgeteilter Geschäftsbe-

dingungen des Mandanten stellt keine Zustimmung dar.  

(d) Individuelle Abweichungen von diesen Mandatsbedingungen bedürfen der 

Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung der Schriftform.  

§ 2 Begriffsdefinitionen 

(a) Mandant – Sofern nachfolgend der Begriff „Mandant“ verwendet wird, ist 

hierunter sowohl die männliche, als auch die weibliche Form zu verstehen. 

(b) Beratungsleistungen – Unter diesen Beratungsleistungen sind alle im Rah-

men der Mandatsbearbeitung erfolgten Rechts- und Vertragsleistungen 

der Kanzlei zu verstehen, wie die Erstellung von Vertragsunterlagen, Pro-

zessführung, Geschäftsbesorgungen sowie mündliche oder schriftliche Be-

ratung. 

(c) Vertragsunterlagen – Dieser Begriff umfasst die, für die Mandanten erstell-

ten rechtliche Vertrags- und Informationswerke wie Allgemeine Geschäfts-

bedingungen, Datenschutzerklärungen oder Verträge. 

(d) Arbeitsergebnisse – Hierunter sind alle Ergebnisse der Beratungsleistungen 

zu verstehen, wie erstellte Vertragsunterlagen, Schriftsätze, Gutachten, 

Einschätzungen, Empfehlungen und ähnliche Mitteilungen zu verstehen. 

(e) Veranstaltungen/ Veranstalter/Referent – Der Begriff Veranstaltungen 

umfasst Vorträge, Workshops, Seminare und ähnlichen Veranstaltungen. 
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Auftraggeber, die die Kanzlei und deren Rechtsanwälte als Referenten für 

die Veranstaltungen beauftragen, werden als Veranstalter bezeichnet. 

(f) Unternehmer/Verbraucher - Die Begriffe „Unternehmer“ und „Verbrau-

cher“ werden entsprechend deren Definition in den §§ 13 und 14 des Bür-

gerlichen Gesetzbuches verwendet. Verbraucher ist demnach jede natürli-

che Person, die ein Rechtsgeschäft zu einem Zwecke abschließt, der weder 

überwiegend ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tä-

tigkeit zugerechnet werden kann. Unternehmer ist eine natürliche oder ju-

ristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Ab-

schluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selb-

ständigen beruflichen Tätigkeit handelt. Im Sinne dieser Mandatsbedingun-

gen sich öffentlich-rechtliche Personen vom Unternehmerbergiff mitum-

fasst. 

TEIL 2 - ZUSTANDEKOMMEN UND UMFANG DES MANDATES 

§ 1 Angebote und Mandatsannahme 

(a) Ein Mandatsverhältnis kommt zustande, wenn die Kanzlei eine Anfrage 

nach Beratungsleistungen seitens des Mandanten angenommen hat. Die 

Kanzlei behält sich vor, Mandatsanfragen in sachlich begründeten Fällen 

abzulehnen. 

(b) Im Fall von Angebotsanfragen erfolgt die Annahme eines Mandates erst in 

dem Zeitpunkt, in dem das Angebot durch den Mandanten zu den angebo-

tenen Konditionen angenommen wurde. Angebote sind 14 Tage lang gül-

tig.  

(c) Beschreibungen und Darstellungen auf Webseiten oder in Prospekten stel-

len keine verbindlichen Angebote dar. 

§ 2 Umfang des Mandats 

(a) Der Umfang des Mandats richtet sich nach den individuellen Vereinbarun-

gen zwischen der Kanzlei und dem Mandanten, ansonsten nach gesetzli-

chen Bestimmungen. Das Mandat kann nachträglich geändert oder 
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erweitert werden. Nachträgliche Nachfragen, Aufträge, Ergänzungen im 

sachlichen Zusammenhang mit einem Mandat gelten im Zweifel als von 

diesem umfasst.  

(b) Die Kanzlei arbeitet nach den berufsrechtlichen Vorgaben und mit dem Ziel 

gegenüber dem Mandanten eine optimale und effektive Rechtsberatung zu 

erbringen. Ein konkreter Erfolg wird nicht geschuldet, es sei denn, er wurde 

ausdrücklich durch die Kanzlei zugesagt (z.B. Erstellung von Vertragsunter-

lagen). 

(c) Der Ausgang von außer- und gerichtlichen Rechtstreitigkeiten kann durch 

die Kanzlei nicht gewährleistet werden. Hierauf getätigte Äußerungen stel-

len Einschätzungen nach bestem Wissen und Gewissen der Kanzlei dar. 

(d) Die Beratungsleistungen erfolgen auf Grundlage der zur Zeit der Mandats-

bearbeitung gültigen Rechts- und Sachlage. Die Kanzlei schuldet danach 

keine fortlaufende Beobachtung der sachlichen oder rechtlichen Änderun-

gen, unterliegt keinen Informationspflichten oder ist nicht zur Pflege oder 

Aktualisierung der Arbeitsergebnisse verpflichtet, es sei denn es sind ab-

weichende Regelungen getroffen worden. 

(e) Die Beratungsleistungen beschränken sich auf das Recht der Bundesrepub-

lik Deutschland. Werden ausländische Rechtsordnungen für die Kanzlei er-

sichtlich berührt, wird die Kanzlei die Mandanten hierauf hinweisen. 

(f) Die Beratungsleistungen umfassen keine Beratung zu steuerlichen Auswir-

kungen der Beratungsleistungen. Diese sind durch den Mandanten auf ei-

gene Veranlassung vorzunehmen. 
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TEIL 3 - GRUNDSÄTZE DER ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN KANZLEI UND MANDANT 

§ 1 Grundsätze der Vertretung 

(a) Die Kanzlei wird die ihr anvertraute Vertretung gemäß dem Gesetz führen 

und die Rechte und Interessen des Mandanten gegenüber jedermann mit 

Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit vertreten. 

(b) Die Kanzlei ist grundsätzlich berechtigt, ihre Leistungen nach eigenem Er-

messen vorzunehmen und alle Schritte zu ergreifen, insbesondere Angriffs- 

und Verteidigungsmittel in jeder Weise zu gebrauchen, solange dies dem 

Auftrag des Mandanten, seinem Gewissen oder dem Gesetz nicht wider-

spricht. 

(c) Erteilt der Mandant dem Rechtsanwalt eine Weisung, deren Befolgung mit 

auf Gesetz oder sonstigem Standesrecht beruhenden Grundsätzen ord-

nungsgemäßer Berufsausübung des Rechtsanwaltes unvereinbar ist, kann 

die Kanzlei die Weisung ablehnen.  

(d) Bei Gefahr im Verzug ist die Kanzlei berechtigt, auch eine vom erteilten 

Auftrag nicht ausdrücklich gedeckte oder eine einer erteilten Weisung ent-

gegenstehende Handlung zu setzen oder zu unterlassen, wenn dies im Inte-

resse des Mandanten dringend geboten erscheint. 

(e) Der Mandant hat der Kanzlei auf Verlangen eine schriftliche Vollmacht zu 

erteilen. Diese Vollmacht kann auf die Vornahme einzelner, genau be-

stimmter oder sämtlicher möglicher Rechtsgeschäfte bzw. Rechtshandlun-

gen gerichtet sein. 

(f) Die Kanzlei ist zur Einlegung von Rechtsmitteln nur dann verpflichtet, wenn 

sie dazu durch den Mandanten ausdrücklich beauftragt worden. Der Auf-

trag hat schriftlich zu erfolgen und muss durch die Kanzlei angenommen 

werden. 

§ 2 Aufklärungs- und Prüfungspflichten der Mandanten 

(a) Eine effektive Mandatsbearbeitung setzt die detaillierte Kenntnis über alle 

für die Mandatsbearbeitung notwendigen Sachverhalte durch die Kanzlei. 

Mandanten sind daher verpflichtet die Kanzlei wahrheitsgemäß über alle 



Seite 6 von 20 

 

Umstände, die für die Bearbeitung des Mandats von Bedeutung sein könn-

ten im Detail aufzuklären sowie die im Zusammenhang mit dem Mandat 

stehenden Unterlagen vorzulegen und Beweismittel zu nennen. Hierzu ge-

hört auch die Aufklärung über vor der Mandatierung unternommenen 

rechtliche Schritte oder anderweitig in Anspruch genommene Rechts- und 

Beratungsleistungen. 

(b) Sollte der Mandant während der Mandatierung bemerken, dass Umstände 

nicht oder falsch mitgeteilt wurden oder sich geändert haben, hat er dies 

der Kanzlei ebenfalls mitzuteilen. 

(c) Die Kanzlei ist berechtigt, die Richtigkeit der Informationen, Tatsachen, Ur-

kunden, Unterlagen und Beweismittel anzunehmen, sofern deren Unrich-

tigkeit nicht offenkundig ist. 

(d) Der Mandant wird gebeten im Rahmen der Mandatsbearbeitung mit der 

Kanzlei Rücksprache zu halten, bevor er mit Dritten wie Gerichten, Behör-

den oder Gegenparteien selbst Kontakt aufnimmt. Sofern der Mandant sol-

che Kontaktaufnahmen von sich unternommen hat, hat er dies der Kanzlei 

mitzuteilen. 

(e) Der Mandant hat die durch die Kanzlei vorgelegten Unterlagen stets darauf 

zu überprüfen, ob sie den tatsächlichen Umständen entsprechen oder sich 

geändert haben, bzw. ergänzt werden müssen. Die Ergänzungen teilt der 

Mandant der Kanzlei schriftlich mit. 

§ 3 Kommunikation zwischen Mandant und Kanzlei 

(a) Der Mandant und die Kanzlei vereinbaren in welcher Form die Korrespon-

denz erfolgt, wobei im Zweifel der für die Mandatsbearbeitung effektivste 

Weg zu wählen ist.  

(b) Äußerungen in mündlichen Absprachen oder Telefonaten sind grundsätz-

lich vorläufig und sollten nicht wirtschaftlichen- oder rechtlichen Dispositi-

onen dienen, bis sie schriftlich bestätigt worden sind. Dies gilt nicht, wenn 

vorab festgelegt wurde, dass die mündliche Beratung verbindlich sein soll 

(z.B. wenn die Beratung ausschließlich am Telefon erfolgt) oder die 
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Umstände des Mandates, z.B. eine Eilbedürftigkeit eine verbindliche münd-

liche Beratung erfordern. 

(c) Der Mandant erklärt sich damit einverstanden, dass die durch ihn mitge-

teilten Adressdaten (z.B. E-Mailadressen, Faxnummern, Postadressen) 

durch die Kanzlei für die Kommunikation mit dem Mandanten verwendet 

werden dürfen. Sie gelten solange als gültig, bis der Mandant deren Ände-

rung mitgeteilt hat. 

(d) Der Mandant wird auf die Unsicherheiten einer E-Mailkorrespondenz im 

Internet hingewiesen. Auf Wunsch der Mandanten oder der Kanzlei kann 

die Korrespondenz auch auf postalischen Wege oder soweit verfügbar, per 

PGP-Verschlüsselung oder Fax erfolgen. 

§ 4 Ansprechpartner 

(a) Der Mandant benennt der Kanzlei gegenüber Personen, die als Ansprech-

partner für die Mandatsbearbeitung dienen. Mitgeteilte Ansprechpartner 

gelten grundsätzlich als berechtigte Vertreter, die für den Mandanten 

rechtsverbindliche Erklärungen abgeben oder annehmen können. Etwaige 

Einschränkungen der Vertretungsmacht, z.B. nur auf einen bestimmten Teil 

eines Verfahrens, sind der Kanzlei durch den Mandanten ausdrücklich mit-

zuteilen. 

(b) Werden der Kanzlei mehrere Ansprechpartner mitgeteilt gelten sie als ein-

zelvertretungs- und empfangsbefugt. Mitarbeiter des Mandanten, die als 

Ansprechpartner gegenüber der Kanzlei auftreten, gelten im Zweifel als de-

ren Ansprechpartner. Im Regelfall wird sich die Mandantschaft bemühen 

gegenüber der Kanzlei einen zentralen Ansprechpartner zu benennen. 

§ 5 Untervollmachten und Beauftragung Dritter 

(a) Die Kanzlei ist berechtigt mit Kooperationspartnern zusammenzuarbeiten, 

sofern diese der effektiven Mandatsbearbeitung dient und Rechte- sowie 

Interessen der Mandantschaft nicht beeinträchtigt werden (z.B. Rechtsan-

wälte oder Recherchedienste). In diesem Fall ist die Kanzlei berechtigt ge-

genüber Dritten entsprechende Unter- oder Terminvollmachten zu 
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erteilen. Die Kanzlei wird bei der Beauftragung die Verschwiegenheits-

pflichten einhalten und die Identität des Mandanten ohne dessen Einwilli-

gung nicht gegenüber Dritten mitteilen, sofern diese nicht ebenfalls berufs-

rechtlich zur Verschwiegenheit verpflichtet sind (z.B. Rechtsanwälte oder 

Steuerberater). 

(b) Werden Dritte Dienstleister so vermittelt, dass sie direkt mit dem Mandan-

ten ein Vertrags- oder Mandatsverhältnis begründen (z.B. externe Rechts-

anwälte) haftet die Kanzlei nicht für die durch die Dritten erbrachten Leis-

tungen, sofern etwaige Leistungsmängel nicht durch die Kanzlei schuldhaft 

verursacht worden sind. 

(c) Sofern die Mandantschaft von sich aus Dritte in die Mandatsbearbeitung 

einbinden möchte (z.B. andere Rechtsberater, Gutachter, o.ä.), stimmt sie 

dies zuvor mit der Kanzlei ab. Ist aufgrund der Hinzuziehung Dritter eine 

Mandatsbearbeitung aufgrund sachlich begründeter Bedenken der Kanzlei 

beeinträchtigt, ist diese zur Kündigung des Mandates berechtigt, sofern 

diese keine für den Mandanten unzumutbare Härte darstellt. 

§ 6 Nutzungsrechte an Arbeitsergebnissen 

(a) Sofern die Arbeitsergebnisse selbständig schutzfähig sind (z.B. urheber-

rechtlich geschützte AGB-Werke), erhalten Mandanten an ihnen die, für 

den jeweiligen Zweck der Beratungsleistung erforderlichen Nutzungs-

rechte. Soweit nichts anderes ausdrücklich vereinbart ist, wird jeweils ein 

einfaches Nutzungsrecht übertragen. Dies bedeutet, dass Mandanten die 

Arbeitsergebnisse für die eigenen Zwecke nutzen, sie jedoch nicht an Dritte 

veräußern oder sie vermieten dürfen. 

(b) Der Erwerb der Nutzungsrechte durch die Mandanten setzt die vollständige 

Bezahlung der Vergütung für die Arbeitsergebnisse voraus. Bis dahin er-

folgt die Nutzungsüberlassung unter Vorbehalt eines Widerrufs, dessen 

Ausübung jedoch für den Mandanten möglich sein muss und keine unzu-

mutbare Härte darstellen darf (z.B. in Fällen der Eilbedürftigkeit). 
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§ 7 Öffentliche Verweise auf die Zusammenarbeit 

(a) Eine öffentliche Nennung unserer Kanzlei, z.B. als "unser Rechtsanwalt", 

"zuständig für diesen Bereich" oder beispielsweise im Bereich "Team" oder 

"Netzwerk", ist ohne unsere ausdrückliche Einwilligung nicht gestattet. 

(b) Wir verstehen uns nicht als "Generalanwalt" von Unternehmen und möch-

ten daher z.B. nicht mit unserem Namen als Puffer oder Abschreckung für 

Reklamationen bezüglich des Kundenservice des Mandanten dienen. 

(c) Möglich ist -nach Absprache- ein Passus, der die genaue Tätigkeit und Zu-

ständigkeit beschreibt. 

§ 8 Kündigung 

(a) Das Mandatsverhältnis kann von dem Mandanten jederzeit durch schriftli-

che Mitteilung mit Wirkung zu deren Zugang gekündigt werden.  

(b) Der Kanzlei steht ebenfalls ein Kündigungsrecht zu, wobei dessen Aus-

übung nicht zur Unzeit erfolgen und nicht mit unzumutbarer Härte für den 

Mandanten verbunden sein darf, es sei denn das Vertrauensverhältnis zwi-

schen Kanzlei und Mandant ist nachhaltig gestört ist und lässt eine außer-

ordentliche sofortige Kündigung zu.  

TEIL 4 - VERGÜTUNG UND ABRECHNUNG 

§ 1 Vergütung und Honorarvereinbarung 

(a) Die Höhe der Vergütung richtet sich nach der getroffenen Honorarverein-

barung gem. § 3a des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG). Honorar-

vereinbarungen richten sich nach den von dem Mandanten gemachten An-

gaben. 

(b) Der Mandant nimmt zur Kenntnis, dass eine von der Kanzlei vorgenom-

mene, nicht ausdrücklich als bindend bezeichnete Schätzung über die Höhe 

des voraussichtlich anfallenden Honorars unverbindlich und nicht als ver-

bindlicher Kostenvoranschlag zu sehen ist, weil das Ausmaß der von der 

Kanzlei zu erbringenden Beratungsleistungen ihrer Natur nach nicht ver-

lässlich im Voraus beurteilt werden kann. 
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(c) Die Kanzlei wird den Mandanten über höhere Kosten vorab benachrichti-

gen, sofern nichts Gegenläufiges vereinbart worden ist oder das Abwarten 

aufgrund einer Notsituation nicht angebracht ist. Mehrkosten entstehen in 

der Regel dann, wenn zusätzlich ein erhöhter Beratungsaufwand notwen-

dig wird oder rechtliche Sachverhalte geklärt werden müssen und Fragen 

aufkommen, die bei Angebotserstellung nicht absehbar waren. Ein weite-

rer Grund für Mehrkosten sind rechtlich relevante oder vom Mandanten 

gewünschte nachträgliche Änderungen an Projekten, die eine Anpassung 

bereits erstellter Unterlagen erfordern. 

(d) Im Fall, dass keine Vereinbarung über den Stundensatz der Kanzlei vorliegt, 

z.B. wenn Mehrkosten anfallen beträgt der Stundensatz der Kanzlei vorbe-

haltlich anderweitiger Vereinbarung netto 499,00 Euro netto bei telefoni-

scher oder schriftlicher und 599,00 Euro netto bei Beratung im Rahmen 

von Präsenzterminen. Der Stundensatz wird jeweils zeitanteilig pro ange-

fangene Viertelstunde berechnet. 

(e) Auskünfte zu Jahresabschlussprüfungen werden nach einem Stundensatz 

von 499,00 Euro netto berechnet, mit einer Mindestabrechnung von 30 Mi-

nuten, zzgl. einer Post und Telekommunikationspauschale von 7,50 Euro. 

(f) Im Fall von virtuellen Terminen entsteht aufgrund der Technikpflege, der 

Organisation und insbesondere unserer internen Sorgfalts- und Protokoll-

pflichten ein zusätzlicher Zeitaufwand, den wir wie folgt berechnen. Dieser 

Aufwand wird grundsätzlich zuzüglich der Gesprächszeit und ggf. weiterer 

Mandatskosten (Recherche, inhaltliche Vorbereitung) berechnet: 

(1) Telefontermine - 1 Teilnehmer - zzgl. 10 min Abrechnungszeit pro Tele-

fonat. 

(2) Telefonkonferenzen - 2 bis 5 Teilnehmer - zzgl. 15-20 min. Abrechnungs-

zeit pro Telefonat. 

(3) Videokonferenzen - 1 Teilnehmer - zzgl. 15 min. Abrechnungszeit pro 

Telefonat. 

(4) Videokonferenzen 2 bis 5 Teilnehmer - zzgl. 20-45 min. Abrechnungszeit 

pro Konferenz je nach Protokollierungsaufwand. 
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(5) Videokonferenzen über zu 5 Teilnehmer – in dem Fall erhalten Sie ein 

gesondertes Angebot, ansonsten entsteht ein Zeitaufwand entspre-

chend  der vorstehenden Ziffer (4). 

(g) Wird keine Honorarvereinbarung getroffen, richtet sich das Honorar nach 

den übrigen Vorschriften des RVG. Der in diesem Fall der Honorarberech-

nung zugrundeliegende Gegenstandswert kann ausdrücklich zwischen der 

Kanzlei und dem Mandanten vereinbart werden.  

(h) Zusätzlich zu dem Honorar wird eine Pauschale in Höhe von 20 Euro für 

Post- und Telekommunikationsauslagen vereinbart. Ist der tatsächliche 

Kommunikationsaufwand nachweislich höher, kann ihn die Kanzlei anstatt 

der Pauschale geltend machen. 

(i) Im Fall der Erstellung von Rechtsunterlagen, wie z.B. Verträgen, AGB oder 

Gutachten versteht sich das Honorar i) zzgl. Mehrwertsteuer und ggf. Aus-

lagen wie z.B. gedruckte Duplikaterstellungen, Korrektorat, ii) zudem kann 

eine anschließende rechtliche Diskussion oder Erläuterung der Ergebnisse, 

insbesondere mit Datenschutzbeauftragten oder Inhouse Juristen aufgrund 

der rechtlichen Tiefe Zusatzkosten auslösen, die nicht in den Erstellungs-

kosten eingeplant wurden. Bei einer Überschreitung dieser Auslagen zu i) 

im Umfang von 5% oder zu ii) im Umfang von 15% der veranschlagten Net-

tokosten, werden Mandanten darüber vor weiterer Kostenentstehung in 

einem separaten Kostenvoranschlag vorab benachrichtigt. 

(j) Im Fall von Feedback-Schleifen zu Aufträgen (z.B.  Fragen zur Erläuterung 

oder Ergänzung) werden diese, sofern sie nicht bereits im Rahmen eines 

Kostenvoranschlags vereinbart wurden und keinen Fall der Gewährleis-

tung, bzw. Erfüllung der vereinbarten Beratungsleistung dienen, nach Zeit-

aufwand berechnet. Hierbei entsteht für eine Rückfrage per E-Mail mindes-

tens ein Zeitaufwand von 15 Minuten und für telefonische Rückfragen min-

destens ein Zeitaufwand von 30 Minuten. 

(k) Weitere Auslagen, welche die Kanzlei im Interesse des Mandanten veraus-

lagt hat, sind von diesem zu erstatten. 
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(l) Die Preise verstehen sich für Mandanten die Unternehmer sind, zuzüglich 

der gesetzlichen Umsatzsteuer. Aufträge an Unternehmer aus dem EU-

Ausland werden nur dann steuerfrei ausgeführt, wenn die Voraussetzun-

gen einer Steuerbefreiung vorliegen und eine Umsatzsteuer-Identifikati-

onsnummer der Kanzlei mitgeteilt wird. 

§ 2 Abrechnungs- und Vorschusskonditionen 

(a) Die Kanzlei ist berechtigt bei Erteilung des Mandates einen Vorschuss in 

Höhe der voraussichtlich entstehenden Vergütung zuzüglich Auslagen zu 

verlangen und die Aufnahme, bzw. Fortsetzung der Bearbeitung des Man-

dates von der Zahlung der Vergütung abhängig zu machen. Dementspre-

chend ist die Kanzlei auch zur Erstellung von Zwischenrechnungen im Rah-

men eines Mandates berechtigt. 

(b) Enthalten die Rechnungen der Kanzlei kein Zahlungsziel, wird ein Zahlungs-

ziel von 14 Tagen ab Rechnungsstellung vereinbart. Nach Ablauf des Zah-

lungsziels tritt der Verzug ohne eine gesonderte Mahnung ein. Im Fall einer 

Mahnung kann die Kanzlei Mahnung Mahngebühren in tatsächlich angefal-

lener, die bei Unternehmern mindestens den Betrag von 5 Euro pro Rech-

nungsbetrag beträgt erheben, wobei dem Mandanten der Nachweis eines 

geringeren Mahnaufwandes zusteht. 

(c) Verlangt der Mandant zum Zwecke der Begleichung einer Rechnung der 

Kanzlei zusätzliche Belege, wie z.B. Bankbestätigungen, Rechnungskopien 

und sonstige Belege, die über das gesetzliche Rechnungsstellungs- und Do-

kumentationserfordernis hinausgehen, so berechnet die Kanzlei für eine 

einfache Kopie pauschal 5,00 Euro und für bearbeitungsbedürftige Unterla-

gen, wie z.B. Unterschriften und Vervollständigungen, 15,00 Euro zzgl. 

Porto. Für Dokumente, die eine zwingende Bearbeitung durch den Rechts-

anwalt erfordern, wird ein Stundensatz von 599,00 Euro netto berechnet, 

sofern kein anderer Stundensatz vereinbart wurde. 

(d) Wurde mit dem Mandanten eine periodische Abrechnung vereinbart (z.B. 

zum Ende des Quartals), so kann der Rechnungsbetrag vor Ablauf dieses 

Zeitraums geltend gemacht werden, wenn das Mandatsverhältnis 
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gekündigt wurde oder im Fall von Mandanten die Unternehmer sind, sach-

liche Gründe, wie konkrete Anhaltspunkte für eine drohende Zahlungsunfä-

higkeit, die eine spätere Begleichung der bis dahin angefallenen Zahlungs-

ansprüche der Kanzlei berechtigterweise als gefährdet erscheinen lassen. 

(e) Wird die Kanzlei für mehrere Mandanten in derselben Angelegenheit sowie 

im Rahmen deren gemeinsamer Beauftragung tätig, haften die Mandanten 

gesamtschuldnerisch auf Zahlung des Honorars.  

(f) Die Kanzlei kann Rechnungen elektronisch im PDF-Format ausstellen. Dies 

erfolgt insbesondere, wenn die zuvor gehende Korrespondenz elektronisch 

stattfand. Mandanten können auf Wunsch eine schriftliche Rechnung auf 

dem Postweg erhalten. 

(g) Abweichend von den Regeln des RVG können Mandanten etwaige Gegen-

forderungen nur mit unbestrittenen oder gerichtlich festgestellten Ansprü-

chen aufrechnen, sofern es sich nicht im Fall von Werkverträgen um An-

sprüche aus Mängeln oder Herstellungsansprüchen handelt. Zurückbehal-

tungsrechte stehen dem Mandanten nur aus derselben Angelegenheit zu. 

(h) Die Kanzlei ist berechtigt eingehende Erstattungsbeträge und sonstige dem 

Mandanten zustehende Zahlbeträge, die bei ihr eingehen, mit offenen und 

fälligen Honorarbeträgen sowie Vorschussbeträgen zu verrechnen sofern 

diese nicht an die Kanzlei gem. § 4 Abs.3 BORA zweckgebunden für Dritte 

gezahlt worden sind. 
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TEIL 5 - BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DIE ERSTELLUNG UND ABNAHME VON 

VERTRAGSUNTERLAGEN 

§ 1 Ablauf der Erstellung und Abnahme von Vertragsunterlagen 

(a) Vertragsunterlagen werden grundsätzlich in mehreren Schritten erstellt. Im 

ersten Schritt teilt der Mandant der Kanzlei alle Umstände und Regelungs-

wünsche mit, die in den Vertragsunterlagen berücksichtigt werden sollen. 

Auf Grundlage dieser Angaben erstellt die Kanzlei die Vertragsunterlagen, 

welche dem Mandanten vorgelegt werden.  

(b) Die Vorlage der Unterlagen stellt zugleich eine Aufforderung zur Abnahme 

der Unterlagen dar. Sofern zuvor keine wesentlichen Mängel mitgeteilt 

werden, gelten die Vertragsunterlagen nach Ablauf von drei Wochen nach 

Vorlage als durch den Mandanten abgenommen. Die Mängel sind der 

Kanzlei in Schriftform unter nachvollziehbarer Darlegung der Mängel mit-

zuteilen und zu beschreiben. Die Abnahme kann nicht wegen unwesentli-

cher Mängel verweigert werden (als unwesentlich gelten Mängel, die für 

den Mandanten zumutbar sind und die Wirksamkeit und Rechtssicherheit 

der erhaltenen Beratungsleistung nicht gefährden). 

(c) Die Kanzlei ist berechtigt den Mandanten zu einer Teil- oder Zwischenab-

nahme aufzufordern, wenn dies aufgrund der Materie, des Umfangs oder 

des zeitlichen Ablaufs bei der Erstellung der Vertragsunterlagen sachlich 

begründet und für den Mandanten zumutbar ist. 

§ 2 Inhalt und Änderungen 

(a) Die Vertragsunterlagen werden nach der jeweiligen aktuellen Rechtspre-

chung und nach denen von dem Mandanten mitgeteilten Umständen so-

wie rechtlichen sowie inhaltlichen Wünschen formuliert. Darüber hinaus 

wählt die Kanzlei in der Gestaltung und Formulierung in freier Hand den ef-

fizientesten und angemessensten Weg um Verständlichkeit und rechtliche 

Vorgaben zu vereinen. 

(b) Die Kanzlei berücksichtigt Anpassungs- und Änderungswünsche, die nach 

der Beauftragung, jedoch vor der Abnahme der Vertragsunterlagen, 
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entstehen. Sie bemüht sich geringe Anpassungen nach Absprache kosten-

frei aufzunehmen. Je nach Umfang können jedoch zusätzliche Kosten anfal-

len, auf die sie die Mandantschaft vor deren Entstehung hinweisen wird. 

Unter kostenpflichtige Änderungen fallen z.B.: 

(c) Nachträgliche Änderungen aufgrund nicht genannter oder neu entstande-

ner Geschäftsfelder (z.B. "Erweiterungen der Funktionen einer Onlineplatt-

form"), 

(d) unvorhersehbare gesetzliche Änderungen, die nach der Beauftragung ent-

stehen,  

(e) geschmackliche Änderungen der Mandantschaft (z.B. "sprachliche Stilände-

rungen des gesamten Textes"), 

(f) Abgleich, Kommentierung, Einbeziehung, Übernahme und Prüfung fremder 

Texte, 

(g) Rückfragen, welche über den vereinbarten Beratungszeitraum hinausge-

hen (Ist keine Beratungszeit veranschlagt, wird diese zusätzlich zum Stun-

denlohn gem. Teil 4 -  dieser Mandatsbedingungen ausgeführt). 

TEIL 6 - BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR REFERENTENLEISTUNGEN 

§ 1 Inhalt und Gestaltung der Veranstaltungen 

(a) Inhalte und Gestaltung der Veranstaltung werden zwischen der Kanzlei und 

dem Veranstalter gesondert vereinbart. 

(b) Die Kanzlei ist berechtigt, notwendige inhaltliche, methodische und organi-

satorische Änderungen oder Abweichungen vor oder während der Veran-

staltung vorzunehmen, soweit diesen den Nutzen der angekündigten Ver-

anstaltung für den Teilnehmer steigern oder nicht wesentlich ändern.  

(c) Die im Rahmen der Veranstaltung bereitgestellten Inhalte und Unterlagen 

werden nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt. Eine Haftung und 

Gewähr für die Korrektheit, Aktualität, Vollständigkeit und Qualität der In-

halte ist jedoch ausgeschlossen. 

§ 2 Veranstaltungsunterlagen und Aufzeichnungen 
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(a) Erhält der Veranstalter Veranstaltungsunterlagen (z.B. Präsentationsfolien), 

dürfen diese den Teilnehmern ausgedruckt zur Verfügung gestellt werden. 

(b) Die Bereitstellung der Unterlagen im digitalen Format (PDF) an die Teilneh-

mer der Veranstaltung sowie deren Onlinestellung ist nur mit einer aus-

drücklichen Einwilligung der Kanzlei zulässig und dann nur als geschützte 

Datei (Ausdruck, Export und Kopierfunktion sind passwortgeschützt oder 

ausgeschlossen). 

(c) Eine Audio- oder Videoaufzeichnung der Veranstaltungen ist nur mit Einwil-

ligung des Referenten gestattet. 

§ 3 Reisekosten 

(a) Zu den Reisekosten gehört die Anreise zur und Abreise von der Veranstal-

tungsstätte (Bahn 1.Klasse Normalpreis/Flug Economy/PKW/Taxi) sowie 

die Hotelübernachtung (mind. 3 Sterne inkl. Frühstück). 

(b) Eine Hotelübernachtung ist erforderlich, falls die Anreise/Abreise am glei-

chen Tag nicht möglich oder dem Referenten nicht zumutbar sind. 

(c) Taxikosten, Bahn, Flugreisen und Hotelkosten werden mit den tatsächlich 

angefallenen Nettokosten abgerechnet. Fahrten mit eigenem PKW werden 

mit einem Kilometersatz von 0,30 Euro pro Strecke abgerechnet. 

(d) Bei Vertragsschluss ist zu klären, wer die An- und Abreise organisiert und 

ob Kosten durch die Kanzlei auszulegen sind. Der Veranstalter kann erklä-

ren, die obigen Auslagen selbst zu übernehmen. 

(e) Werden die Reisekosten nicht im Voraus durch den Veranstalter übernom-

men, bucht die Kanzlei diese nach Bestätigung des Veranstaltungstermins 

durch den Veranstalter oder bis spätestens sieben Tage vor dem Veranstal-

tungstermin. Die Kanzlei weist darauf hin, dass die Kosten je höher sein 

können, je näher die Buchung an dem Veranstaltungstermin erfolgt und 

bittet um eine zeitige Bestätigung des Veranstaltungstermins. Im Fall einer 

Stornierung sind angefallene Reisekosten zu erstatten, soweit sie nicht 

storniert werden können. 

§ 4 Stornogebühren 
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(a) Bei einer Stornierung ab zwei Wochen vor dem Veranstaltungstermin wird 

eine Stornogebühr in Höhe von 25%, bei Stornierung ab einer Woche vor 

dem Veranstaltungstermin in Höhe von 50% der Veranstaltungsvergütung 

fällig. 

(b) Werden vom Veranstalter Tätigkeiten (z.B. Werbemaßnahmen, Erstellung 

von Unterlagen) vor dem Zeitraum von zwei Wochen vor dem Veranstal-

tungstermin angefordert, wird dieser Aufwand bei Stornierung zum Stun-

denlohn gem. Teil 4 -  dieser Mandatsbedingungen abgerechnet. 

(c) Fällt die Veranstaltung aufgrund höherer Gewalt aus, fallen keine Storno-

gebühren an. 
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§ 5 Ausfall des Referenten 

(a) Ist der vereinbarte Referent verhindert, insbesondere bei Krankheit, kann 

ein fachlich entsprechender Ersatz gestellt werden. 

(b) Ist der Referent aufgrund höherer Gewalt verhindert, haftet er nicht für 

hieraus entstehende Unkosten des Veranstalters. 

TEIL 7 - VERTRAULICHKEIT, GEWÄHRLEISTUNG, AKTUALISIERUNGEN, HAFTUNG, 

VERJÄHRUNG, UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 1 Datenschutz, Vertraulichkeit und Aktenaufbewahrung 

(a) Die personenbezogenen Daten der Mandanten werden nur für die Man-

datsdurchführung erhoben, verarbeitet und genutzt. Mit der Mandatierung 

erklärt sich der Mandant mit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung sei-

ner Daten in elektronischen Datenverarbeitungsanlagen einverstanden. 

(b) Die Kanzlei wird im Rahmen der Mandatsbearbeitung die gesetzliche Ver-

schwiegenheitspflicht gemäß § 43a Abs. 2 Bundesrechtsanwaltsordnung 

(BORA) wahren. Die Verschwiegenheitspflicht bezieht sich auf alle Um-

stände die der Kanzlei in Ausübung ihrer Mandatstätigkeit bekannt gewor-

den ist. Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeu-

tung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Der Mandant kann die Kanzlei 

jederzeit von der Verschwiegenheit entbinden. 

(c) Die Kanzlei ist berechtigt, sämtliche Mitarbeiter im Rahmen der geltenden 

Gesetze und Richtlinien mit der Bearbeitung von Angelegenheiten zu be-

auftragen, soweit diese Mitarbeiter nachweislich über die Verpflichtung zur 

Verschwiegenheit belehrt worden sind. 
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(d) Handakten und sonstige der Kanzlei im Rahmen der Mandatsbearbeitung 

durch den Mandanten oder Dritte überlassenen Unterlagen werden gem. § 

50 Abs.2 BRAO nach Ablauf von fünf Jahren nach Beendigung des Manda-

tes vernichtet, sofern sie nicht durch den Mandanten vorher abgeholt wer-

den. Dies gilt nicht für Vermögenswerte im Sinne des § 43a Abs.5 BRAO 

(z.B. „vollstreckbare Titel“). Die Kanzlei darf den Mandanten zur Abholung 

der Vermögenswerte auffordern oder diese an den Mandanten zurücksen-

den. 

§ 2 Gewährleistung und Aktualisierungen 

(a) Die Kanzlei übernimmt die Gewährleistung nur insoweit, als die im Hinblick 

auf deren Beratungsleistung mitgeteilten Umstände und Verhältnisse zu-

treffend waren, sich nicht verändert haben und auch die erstellten Werke 

nicht nachträglich modifiziert worden sind. 

(b) Die Gewährleistung der Kanzlei erstreckt sich auf die Rechtslage im Zeit-

punkt der Erbringung der Beratungsleistung, es sei denn die Beratungsleis-

tung erfolgte ausdrücklich im Hinblick auf eine künftige Rechtslage. 

(c) Die Übernahme der Gewährleistung im Hinblick auf künftige Entwicklung 

der Rechtslage bedarf einer ausdrücklichen Vereinbarung und geht für ge-

wöhnlich mit der Vereinbarung einer laufenden Standby-, bzw. periodi-

schen Aktualisierungsgebühr einher.  

(d) Sollten sich die faktischen Gegebenheiten ändern, empfiehlt die Kanzlei 

eine Überprüfung der auf ihnen fußenden rechtlichen Unterlagen, wie z.B. 

AGB. Darüber hinaus, empfiehlt die Kanzlei bei rechtlichen Unterlagen de-

ren Überprüfung jährlich bei der Kanzlei anzufragen.  

(e) Sofern die Kanzlei Mandanten rechtliche Änderungen mitteilt, z.B. in einem 

Newsletter, sind diese Informationen als unverbindlich zu verstehen. D.h. 

sie begründen keinen Anspruch auf künftige laufende Informationen und 

sind als generell und nicht als einzelfallbezogen zu verstehen. Eine Verant-

wortung für die Informationen kann, daher ohne eine Prüfung des einzel-

nen Mandates nicht übernommen werden. 
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§ 3 Haftung 

(a) Die Kanzlei haftet bei einfacher Fahrlässigkeit auf einen Schadensersatz 

von maximal 1.000.000 Euro pro Schadensfall nach Maßgabe des § 51a der 

Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO). Im Fall vorsätzlicher oder grob fahr-

lässiger Pflichtverletzung haftet die Kanzlei unbeschränkt. Die Kanzlei haf-

tet im Fall schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-

sundheit einer Person unbeschränkt und ohne Rücksicht auf den Verschul-

densgrad. 

(b) Auf schriftliches Verlangen des Mandanten ist die Kanzlei bereit eine Ein-

zelfallversicherung mit höherer Deckungssumme abzuschließen und die 

vorstehend genannte Deckungssumme dementsprechend anzupassen. In 

diesem Fall übernimmt der Mandant die Kosten für die erhöhte Versiche-

rungsprämie. 

§ 4 Verjährung 

(a) Die Kanzlei weist daraufhin, dass Ansprüche der Mandanten aus dem Man-

datsverhältnis innerhalb von drei Jahren verjähren können (§ 199 BGB). 

(b) Die Verjährungsfrist beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der jeweilige An-

spruch entstanden ist und der Mandant von den, den Anspruch begrün-

denden Umständen Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlan-

gen musste 

§ 5 Schlussbestimmungen 

(a) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

(b) Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus 

oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis ist Berlin, sofern der 

Mandant Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffent-

lich-rechtliches Sondervermögen ist. 

 


